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Neues vom Gesetzgeber 

Entgelttransparenzrichtlinie: Was gilt bereits jetzt – und 

können Sie bereits tun? 

Die Umsetzungsfrist der EU-Entgelttransparenzrichtlinie (RL (EU) 

2023/970) ist am 7. Juni 2026 abgelaufen, ohne dass der deutsche Gesetzge-

ber ein Umsetzungsgesetz erlassen hat. Dennoch entfalten zahlreiche Rege-

lungen der Richtlinie bereits jetzt Wirkung – insbesondere für staatliche 

und staatlich kontrollierte Arbeitgeber unmittelbar, für private Arbeitgeber 

mittelbar über die richtlinienkonforme Auslegung bestehenden Rechts. Der 

folgende Beitrag gibt einen Überblick darüber, welche Pflichten bereits gel-

ten und welcher Handlungsbedarf sich daraus ergibt. 

Ausgangslage 

Die Mitgliedstaaten waren verpflichtet, die Entgelttransparenzricht-

linie (ETRL) bis zum 07.06.2026 in nationales Recht umzusetzen. 

Deutschland hat diese Frist versäumt. Gleichwohl können diverse 

Regelungen der Richtlinie auch ohne nationales Umsetzungsgesetz 

bereits Wirkung entfalten. 

Der Staat soll aus der Verletzung seiner Umsetzungspflichten keinen 

Vorteil ziehen. Gegenüber staatlichen oder staatlich gelenkten Ar-

beitgebern können sich Beschäftigte daher unmittelbar auf hinrei-

chend bestimmte und unbedingte Richtlinienregelungen berufen 

(vertikale Richtlinienwirkung). 

Zwischen Privaten scheidet eine unmittelbare Geltung hingegen aus. 

Einzelne Wertungen der Richtlinie können jedoch im Wege der richt-

linienkonformen Auslegung durch die Gerichte auch private Arbeit-

geber mittelbar verpflichten. Dies kommt in Betracht, wenn eine Re-

gelung der Richtlinie bestehendes nationales Recht lediglich konkre-

tisiert oder eine planwidrige Regelungslücke besteht und den Wer-

tungen der Richtlinie kein entgegenstehender gesetzgeberischer 

Wille zugrunde liegt. Denkbar ist bei der ETRL insbesondere eine 

richtlinienkonforme Auslegung von Normen des EntgTranspG, des 

AGG oder des BGB. 

Staatliche Arbeitgeber: Unmittelbare Geltung 

Staatliche und staatlich kontrollierte Arbeitgeber müssen seit dem 

08.06.2026 alle hinreichend bestimmten Pflichten aus der ETRL be-

achten. Das betrifft nahezu das gesamte Pflichtenprogramm der 

Richtlinie, einschließlich der Offenlegungs- und Berichtspflichten. 
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Der Begriff des „staatlich kontrollierten" Arbeitgebers ist dabei weit 

zu verstehen und umfasst etwa öffentliche Unternehmen und Ein-

richtungen, die staatlicher Aufsicht oder Kontrolle unterliegen. 

Private Arbeitgeber: Was gilt bereits jetzt? 

Auch im privatwirtschaftlichen Arbeitsverhältnis bleiben die Rege-

lungen der ETRL nicht folgenlos. Im Wege richtlinienkonformer 

Auslegung bestehender nationaler Normen können die Gerichte fol-

gende Regelungen bereits jetzt anwenden: 

 den erweiterten Entgeltbegriff (Art. 3 Abs. 1 lit. a) ETRL), der 

sämtliche Vergütungsbestandteile erfasst, 

 die Kriterien für gleichwertige Arbeit (Art. 4 Abs. 4 ETRL), 

die objektiv und geschlechtsneutral ausgestaltet sein müssen, 

 Maßregelungsverbote zugunsten von Beschäftigten, die ihre 

Rechte aus der Richtlinie geltend machen (Art. 25 ETRL), 

 das Verbot von Entgeltverschwiegenheitsklauseln (Art. 7 

Abs. 5 ETRL), das im Rahmen der AGB-Kontrolle nach § 307 

Abs. 2 BGB Wirkung entfalten kann, 

 die bereits nach nationalem Recht bestehenden Aufgaben des 

Betriebsrats (Art. 7 Abs. 2 ETRL). 

Darüber hinaus ist eine richtlinienkonforme Rechtsfortbildung hin-

sichtlich der Hinweispflicht des Arbeitgebers auf bestehende Aus-

kunftsansprüche (Art. 7 Abs. 3 ETRL) denkbar. Auch die Wertungen 

der Beweislastumkehr nach Art. 18 Abs. 1 ETRL werden bei der 

Auslegung von § 22 AGG künftig zu beachten sein. 

Was gilt noch nicht? 

Weitergehende Pflichten, die Grundentscheidungen des nationalen 

Gesetzgebers verändern, können erst mit einem nationalen Umset-

zungsgesetz Geltung erlangen. Das betrifft insbesondere: 

 die proaktive Offenlegungspflicht für Entgeltkriterien (Art. 6 

Abs. 1 ETRL), 

 den erweiterten Vergleichsmaßstab für Auskunftsansprüche 

(Art. 7 Abs. 1 ETRL), 

 die abgesenkten Schwellenwerte für Auskunfts- und Berichts-

pflichten sowie die gemeinsame Entgeltbewertung (Art. 9, 

Art. 10 ETRL), 
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 die erweiterten Berichtspflichten (Art. 9 Abs. 1 lit. a) bis g) 

ETRL), 

 einen vorvertraglichen Auskunftsanspruch für Bewer-

ber (Art. 5 Abs. 1 ETRL), 

 die über das bestehende Recht hinausgehende Beweislastum-

kehr (Art. 18 Abs. 1 ETRL), 

 weitergehende Schadensersatzansprüche und Sanktio-

nen (Art. 16, Art. 23 ETRL). 

Praxishinweis 

Auch wenn ein nationales Umsetzungsgesetz noch aussteht, sollten 

Arbeitgeber nicht abwarten. Das BAG hat in der Vergangenheit nati-

onales Recht vereinzelt auch ohne gesicherten Umsetzungswillen des 

Gesetzgebers unionsrechtskonform angewendet. Es ist daher nicht 

auszuschließen, dass Arbeitsgerichte bereits jetzt einzelne Regelun-

gen der ETRL bei der Rechtsanwendung berücksichtigen. Für die be-

triebliche Praxis empfiehlt es dich daher nicht nur für staatliche Ar-

beitgeber jetzt schon tätig zu werden. 

Arbeitgeber sollten ihre Entgeltstrukturen überprüfen und sicher-

stellen, dass Ihre Vergütungssysteme auf objektiven, geschlechts-

neutralen Kriterien im Sinne des Art. 4 Abs. 4 ETRL beruhen. Nicht 

nachvollziehbare Gehaltsunterschiede zwischen den Geschlechtern 

bergen bereits jetzt ein erhöhtes Prozessrisiko. 

Arbeitsvertragliche Verschwiegenheitsklauseln, die Beschäftigten 

die Offenlegung ihres Entgelts untersagen, sind im Lichte der ETRL 

unwirksam. Bestehende Vertragswerke sollten entsprechend ange-

passt werden. 

Es spricht viel dafür, dass eine Pflicht zur Information über beste-

hende Auskunftsansprüche bereits jetzt als arbeitsvertragliche Ne-

benpflicht hergeleitet werden kann. Proaktive Transparenz reduziert 

das Risiko gerichtlicher Auseinandersetzungen. 

Die vollständige Umsetzung der ETRL wird erweiterte Berichts- 

und Offenlegungspflichten mit sich bringen. Wer bereits jetzt be-

lastbare Entgeltdaten und -analysen vorhält, ist für die kommende 

Gesetzgebung gut aufgestellt. 
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Die Rechtsunsicherheit, die aus dem fehlenden Umsetzungsgesetz 

resultiert, darf nicht zum Anlass genommen werden, die Anforde-

rungen der Entgelttransparenzrichtlinie zu ignorieren. Wer frühzei-

tig seine Vergütungsstrukturen überprüft und anpasst, vermeidet 

nicht nur prozessuale Risiken, sondern verschafft sich auch einen 

Vorsprung für den Zeitpunkt, an dem das Umsetzungsgesetz in 

Kraft tritt. 

Wir werden die weitere Entwicklung beobachten und Sie unterrich-

tet halten. 
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Neues aus der Rechtsprechung 

LAG Mecklenburg-Vorpommern: Keine Erforderlichkeit 

der Hinzuziehung eines externen Sachverständigen zur 

Erstellung einer betrieblichen Vergütungsordnung 

Gemäß § 80 Abs. 3 Satz 1 BetrVG kann der Betriebsrat bei der Durchfüh-

rung seiner Aufgaben nach näherer Vereinbarung mit dem Arbeitgeber 

Sachverständige hinzuziehen, soweit dies zur ordnungsgemäßen Erfüllung 

seiner Aufgaben erforderlich ist. Das Landesarbeitsgericht Mecklenburg-

Vorpommern (Urteil vom 25.11.2025, Az. 5 TaBV 2/25) hat nun klarge-

stellt: Zwar stellt das Aushandeln einer Betriebsvereinbarung zu einem 

Entgeltsystem eine Betriebsratsaufgabe dar. Die Hinzuziehung eines Sach-

verständigen zu dieser Aufgabe ist jedoch nur dann erforderlich, wenn beim 

Betriebsrat ein Defizit an Sach- und Rechtskenntnissen zur Erfüllung dieser 

Aufgabe besteht, das nicht kostengünstiger, insbesondere durch innerbe-

triebliche Erkenntnisquellen, ausgeglichen werden kann. Fehlt es hieran, hat 

der Betriebsrat keinen Anspruch gegen den Arbeitgeber auf Zustimmung 

zur Hinzuziehung des Sachverständigen. 

Sachverhalt 

Die Beteiligten streiten über die Erforderlichkeit der Hinzuziehung 

eines externen Sachverständigen für die Erstellung einer betriebli-

chen Vergütungsordnung. Die Arbeitgeberin ist ein Unternehmen 

der Biotechnologie und -medizin mit Hauptsitz in Nordrhein-West-

falen und mehreren Niederlassungen, unter anderem in Mecklen-

burg-Vorpommern. In der Niederlassung T sind rund 600 Beschäf-

tigte tätig. 

Die Beteiligten nahmen im November 2021 Verhandlungen über die 

Einführung eines neuen Entgeltsystems und einer neuen Vergü-

tungsordnung auf. Vor dem Hintergrund der EU-Entgelttranspa-

renzrichtlinie beauftragte die Arbeitgeberin ein externes Beratungs-

unternehmen mit der Erarbeitung einer personenneutralen Rollenar-

chitektur, der Bewertung dieser Stellen (Job Grading) und dem Auf-

bau eines Entgeltsystems. Für die Niederlassungen wurden insge-

samt 320 Rollenprofile erstellt, von denen 85 für den Standort T be-

deutsam sind. 

Zwischen März 2023 und Januar 2024 fanden mehrere Besprechungs-

termine statt, in denen Vertreter des Betriebsrats, der Betriebsleitung 

und der Beratungsgesellschaft die Stellenbewertung, die Rollenpro-

file und das Grading erörterten. Am 22.01.2024 erhielt der Betriebsrat 
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die bisherigen Ergebnisse des Job Grading der 85 Rollenprofile am 

Standort T. 

In der Zeit vom 13.03. bis 15.03.2024 nahm der Betriebsrat an einer 

dreitägigen Inhouse-Schulung zum Thema „Mitbestimmung bei der 

Einführung und Anwendung einer betrieblichen Entgeltgestaltung 

und Vergütungsordnung gemäß § 87 Abs. 1 Nr. 10 und 11 BetrVG" 

teil. 

Am 26.03.2024 beschloss der Betriebsrat sodann, die Verhandlungen 

zu den bislang besprochenen Gehaltsbändern abzubrechen und den 

Sachverständigen O.H. mit der Erarbeitung einer neuen Gehalts-

struktur für den Standort T zu beauftragen. Am 09.04.2024 konkreti-

sierte der Betriebsrat seinen Beschluss dahingehend, den Sachver-

ständigen mit der Erstellung einer Gehaltsstruktur bei geplanten 

Kosten von ca. 4.500 € und einem Umfang von 16 Stunden zu beauf-

tragen. Die Arbeitgeberin forderte den Betriebsrat auf, die Gespräche 

fortzusetzen und die offenen Fragen zu benennen; eine Zustimmung 

zur Hinzuziehung des Sachverständigen erteilte sie nicht. 

Das Arbeitsgericht Rostock wies die Anträge des Betriebsrats auf Er-

setzung der Zustimmung zurück. 

Entscheidung  

Das LAG Mecklenburg-Vorpommern bestätigte die erstinstanzliche 

Entscheidung und wies die Beschwerde des Betriebsrats zurück. 

Der Betriebsrat habe keinen Anspruch auf Zustimmung der Arbeit-

geberin zu einer Vereinbarung über die Hinzuziehung von Herrn O. 

H. für die Erstellung einer Gehaltsstruktur im Betrieb T im Umfang 

von zunächst 16 Stunden. Nach § 80 Abs. 3 Satz 1 BetrVG könne der 

Betriebsrat Sachverständige hinzuziehen, soweit dies zur ordnungs-

gemäßen Erfüllung seiner Aufgaben erforderlich sei. Aufgabe eines 

Sachverständigen sei es, dem Betriebsrat fehlende Fachkenntnisse 

zur Beantwortung konkreter, aktueller Fragen zu vermitteln – nicht 

aber, als Vertreter des Betriebsrats aufzutreten und Verhandlungen 

mit dem Arbeitgeber zu führen. 

Die Hinzuziehung eines externen Sachverständigen sei nur dann er-

forderlich, wenn der Betriebsrat eine ihm zugewiesene konkrete Auf-

gabe mangels eigener Sach- und Rechtskunde nicht ordnungsgemäß 

erfüllen könne und es nicht möglich sei, sich diese Kenntnisse kos-

tengünstiger – insbesondere innerbetrieblich – zu verschaffen. Erst 
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wenn der Betriebsrat bei der Erledigung seiner Aufgaben hinsichtlich 

der Sach- und Fachkenntnisse an seine Grenzen stoße und auch in-

nerbetrieblich keine Hilfe mehr erhalte, könne er auf externen Sach-

verstand zurückgreifen. 

Vorliegend verneinte das LAG die Erforderlichkeit der Hinzuzie-

hung eines externen Sachverständigen: Zwar stelle das Aushandeln 

einer Betriebsvereinbarung zu einem Entgeltsystem eine Betriebs-

ratsaufgabe dar (§ 87 Abs. 1 Nr. 10 BetrVG). Der Betriebsrat sei hier 

jedoch aufgrund eigener Anschauung in der Lage, die Anforderun-

gen auf den Arbeitsplätzen nach den gängigen Merkmalen eines Ent-

geltgruppenschemas zu bewerten. Er verfüge über die notwendigen 

Kenntnisse zu den verschiedenen Arbeitsplätzen und könne vorlie-

gende Rollenprofile eigenständig prüfen sowie eigene Vorstellungen 

in die Verhandlungen einbringen. Ein Defizit an Sach- oder Rechts-

kenntnissen, das die Hinzuziehung externen Sachverstands erfor-

dere, sei nicht festzustellen. 

Praxishinweis 

Mit dem Beschluss liegt das LAG Mecklenburg-Vorpommern auf der 

Linie des BAG (Az. 7 ABR 12/05) und arbeitet prägnant die Voraus-

setzungen heraus, die erfüllt sein müssen, damit der Betriebsrat nach 

§ 80 Abs. 3 Satz 1 BetrVG einen externen Sachverständigen hinzuzie-

hen kann. 

Von besonderer Relevanz für Arbeitgeber ist die vom LAG heraus-

gearbeitete Subsidiarität der externen Sachverständigenhinzuzie-

hung: Bevor der Betriebsrat die mit Kosten verbundene Beauftra-

gung eines Sachverständigen als erforderlich ansehen kann, ist er 

nach den Grundsätzen der vertrauensvollen Zusammenarbeit und 

der Verhältnismäßigkeit gehalten, zunächst die innerbetrieblichen 

Erkenntnisquellen zu erschließen. Arbeitgeber dürfen den Betriebs-

rat daher vorrangig auf die Einholung innerbetrieblicher Auskünfte 

verweisen. Diesen Verweis auf innerbetriebliche Auskunftspersonen 

darf der Betriebsrat auch nicht pauschal mit dem Einwand zurück-

weisen, diese stünden im Lager des Arbeitgebers und seien daher 

nicht neutral. 
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Neues aus der Rechtsprechung 

Kein Anscheinsbeweis beim Einwurf-Einschreiben – wie 

Arbeitgeber sicher zustellen 

Das BAG hat mit Urteil vom 7. Mai 2026 (Az. 2 AZR 184/25) entschieden, 

dass das aktuell von der Deutschen Post AG praktizierte „Scan-Verfahren” 

bei Einwurf-Einschreiben keinen Anscheinsbeweis für den Zugang eines 

Schreibens begründet. Der Auslieferungsbeleg wird im elektronischen Sys-

tem generiert, bevor der Zusteller den Brief tatsächlich in den Briefkasten 

einwirft – und ist damit zum Zeitpunkt seiner Erstellung objektiv unwahr. 

Die Entscheidung hat unmittelbare Bedeutung für alle fristgebundenen Er-

klärungen im Arbeitsverhältnis: Kündigungen, Abmahnungen und bEM-

Einladungen lassen sich per Einwurf-Einschreiben nicht sicher nachweisen. 

Der Sachverhalt 

Die Arbeitgeberin kündigte einem seit 2015 beschäftigten Arbeitneh-

mer krankheitsbedingt. Zuvor hatte sie ihn mit Schreiben vom 

11.10.2023 erneut zur Teilnahme an einem betrieblichen Eingliede-

rungsmanagement (bEM) eingeladen. Dieses Schreiben versandte sie 

als Einwurf-Einschreiben. Der Arbeitnehmer bestritt den Zugang. 

Zum Nachweis legte die Arbeitgeberin den Einlieferungsbeleg sowie 

eine Reproduktion des Auslieferungsbelegs der Deutschen Post AG 

vor. Der Auslieferungsbeleg enthielt eine vorformulierte Empfangs-

bestätigung, wonach die Sendung dem Empfangsberechtigten über-

geben bzw. in dessen Empfangsvorrichtung eingelegt worden sei. 
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Die Arbeitgeberin vertrat die Auffassung, damit bestehe ein An-

scheinsbeweis für den Zugang.  

Die Entscheidung des Gerichts 

Das BAG wies die Revision der Arbeitgeberin zurück und bestätigte 

das Urteil des LAG Hamburg vom 14.07.2025 (Az. 4 SLa 26/24). Für 

das von der Deutschen Post AG praktizierte Scan-Verfahren bestehe 

kein Anscheinsbeweis für den Zugang. 

Entscheidend sei der Ablauf des Scan-Verfahrens: Der Zusteller stehe 

vor dem Hausbriefkasten, scanne die Einlieferungsnummer, unter-

schreibe auf dem Display des Scanners und beende den elektroni-

schen Vorgang. Erst danach werfe er den Brief in den Briefkasten ein. 

Der Auslieferungsbeleg werde damit zu einem Zeitpunkt generiert, 

zu dem der Zugang noch gar nicht stattgefunden habe. Er bestätige 

allenfalls, dass ein Einwurf unmittelbar bevorstehe – nicht, dass er 

bereits erfolgt sei. 

Das BAG betonte, dies sei keine bloße Formelei. Nach der Unter-

schrift auf dem Scanner werde vom Zusteller keine besondere Auf-

merksamkeit mehr gefordert. Es sei nicht ungewöhnlich, dass ein Zu-

steller nach Abschluss des Scan-Vorgangs noch aufgehalten oder ab-

gelenkt werde und es nicht zur bestätigten Zustellung komme. Ein 

typischer Geschehensablauf, der mit hoher Wahrscheinlichkeit auf 

den tatsächlichen Zugang schließen lasse, liege daher nicht vor. 

Das Gericht grenzte das Scan-Verfahren ausdrücklich vom früheren 

„Peel-off-Label-Verfahren” ab, bei dem der BGH einen Anscheinsbe-

weis anerkannt hatte (Urteil vom 27.09.2016, Az. II ZR 299/15). Bei je-

nem Verfahren erfolgte die Bestätigung durch den Zusteller erst nach 

dem Einwurf. Ob das BAG dieser BGH-Rechtsprechung für das Peel-

off-Label-Verfahren folgen würde, ließ es offen. Auch die Verneh-

mung des Zustellers als Zeuge blieb unergiebig, da dieser sich weder 

an den konkreten Vorgang erinnern noch seine Unterschrift auf dem 

Beleg wiedererkennen konnte. 

Praxishinweis 

Die Entscheidung reiht sich nahtlos in die Rechtsprechung des 2. Se-

nats ein. Bereits mit Urteil vom 30.01.2025 (Az. 2 AZR 68/24) hatte 

das BAG entschieden, dass Einlieferungsbeleg und Sendungsverfol-

gung allein keinen Zugangsnachweis erbringen. Nunmehr steht fest: 
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Auch der ergänzende Auslieferungsbeleg mit Scan-Reproduktion 

ändert daran nichts. 

Für die Praxis bedeutet dies: Das Einwurf-Einschreiben ist für frist-

gebundene oder beweiserhebliche Erklärungen im Arbeitsverhältnis 

ungeeignet. Wer sich darauf verlässt, trägt im Streitfall das volle Be-

weisrisiko. 

Folgende Rangfolge der Zustellmethoden empfehlen wir: 

1. Persönliche Übergabe an den Arbeitnehmer gegen Empfangs-

bestätigung (Unterschrift auf einer Kopie). Ist der Arbeitneh-

mer zur Bestätigung nicht bereit, sollten Zeugen anwesend 

sein, die den Inhalt des Schreibens kennen. 

2. Zustellung durch einen Boten, der das Schreiben im Original 

offen erhalten hat, es selbst kuvertiert und den Einwurf in den 

Briefkasten mit Datum, Uhrzeit und Adresse protokolliert. Der 

Bote muss den Inhalt des Schreibens kennen und als Zeuge zur 

Verfügung stehen. In der Praxis eignen sich hier eigene Mitar-

beiter erfahrungsgemäß besser als Botendienste, da eigene Mit-

arbeiter zuverlässigere Zeugen sind. Sie können sich an den 

Zustellvorgang in der Regel erinnern, während dies professio-

nellen Boten, die viele Zustellungen pro Tag vornehmen, 

schwerer fallen dürfte.  

3. Übergabe-Einschreiben (Rückschein) – allenfalls als ergän-

zende Absicherung. Ein fristgerechter Zugang kann damit 

nicht garantiert werden, da der Empfänger das Schreiben erst 

bei Abholung erhält. 

4. Einwurf-Einschreiben – allenfalls als zusätzliche Maßnahme 

neben einer sicheren Zustellung. Als alleiniger 

Zugangsnachweis ist das Verfahren jedoch ungeeignet. 

Entscheidend bleibt: Die persönliche Übergabe und/oder die Zustel-

lung per Boten mit ordnungsgemäßer Dokumentation sind und blei-

ben die einzig sicheren und empfehlenswerten Wege, den Zugang 

fristgebundener Erklärungen im Arbeitsverhältnis nachzuweisen. 



12 

 

 

Neues aus der Rechtsprechung 

BAG: Unwirksamkeit von Rechtswahlklauseln 

Das BAG hat mit Urteil vom 19. März 2026 (Az. 2 AZR 53/25) entschie-

den, dass eine in einem Arbeitsvertrag vorformulierte Rechtswahlklausel 

zugunsten deutschen Rechts intransparent und damit unwirksam ist, wenn 

sie nicht darauf hinweist, dass der Arbeitnehmer nach Art. 8 Abs. 1 Satz 2 

Rom I-VO auch den Schutz zwingender Bestimmungen des ohne Rechts-

wahl anwendbaren Rechts genießt. Im konkreten Fall führte die Unwirk-

samkeit der Klausel bei einem dauerhaft im Homeoffice in den Niederlanden 

tätigen Arbeitnehmer zur Anwendung niederländischen Rechts – und da-

mit zur Unwirksamkeit zweier betriebsbedingter Kündigungen. 

Der Sachverhalt 

Der Kläger, ein niederländischer Staatsangehöriger mit Wohnsitz in 

den Niederlanden, war seit April 2018 bei der Beklagten, einem Un-

ternehmen mit Sitz in Deutschland, im IT-Bereich als Global Security 

Officer beschäftigt. Der Arbeitsvertrag enthielt in § 16 die Regelung: 

„Auf das Arbeitsverhältnis findet deutsches Recht Anwendung.” 

Im Februar 2019 schlossen die Parteien eine Homeoffice-Vereinba-

rung, nach der der Kläger an zwei Tagen pro Woche in den Nieder-

landen und an drei Tagen am Sitz der Beklagten arbeitete. Seine So-

zialversicherungsbeiträge wurden seit März 2019 in den Niederlan-

den entrichtet. Mit Beginn der Coronapandemie im März 2020 arbei-

tete der Kläger ausschließlich von seinem Wohnsitz in den Nieder-
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landen. Auch nach dem Ende der pandemiebedingten Beschränkun-

gen setzte sich die nahezu ausschließliche Homeoffice-Tätigkeit fort. 

Die Beklagte hatte im November 2021 eine Richtlinie „Hybrides Ar-

beiten” eingeführt, die eine Tätigkeit im Homeoffice mit nur einem 

Anwesenheitstag pro Monat im Büro zuließ. Seit November 2022 war 

der Kläger durchgehend arbeitsunfähig erkrankt. 

Mit Schreiben vom 27. und 31.01.2023 kündigte die Beklagte das Ar-

beitsverhältnis betriebsbedingt zum 30.04.2023, ohne eine Zustim-

mung der niederländischen Behörden einzuholen. Der Kläger erhob 

Kündigungsschutzklage. 

Die Entscheidung des Gerichts 

Das BAG stellt fest, dass die Rechtswahlklausel eine Allgemeine Ge-

schäftsbedingung darstelle und der Transparenzkontrolle nach § 307 

Abs. 1 Satz 2 BGB unterliege. Die Rom I-VO bilde kein abgeschlosse-

nes System, das eine Klauselkontrolle von Rechtswahlvereinbarun-

gen ausschließe. 

In Übertragung der EuGH-Rechtsprechung zu Verbraucherverträ-

gen auf Arbeitsverträge sei eine Rechtswahlklausel intransparent, 

wenn sie dem Arbeitnehmer den irreführenden Eindruck vermittle, 

auf den Vertrag sei ausschließlich das gewählte Recht anwendbar, 

ohne ihn über den fortbestehenden Schutz zwingender Bestimmun-

gen des ohne Rechtswahl anwendbaren Rechts zu unterrichten. An 

den Klauselverwender würden keine unzumutbaren Anforderungen 

gestellt – es genüge ein entsprechender Hinweis im Vertragstext. Die 

Unwirksamkeit führe zum ersatzlosen Wegfall der Rechtswahlklau-

sel; eine ergänzende Vertragsauslegung komme nicht in Betracht. 

Mangels wirksamer Rechtswahl bestimme sich das anwendbare 

Recht nach Art. 8 Abs. 2 bis Abs. 4 Rom I-VO. Maßgeblich sei der 

Staat, in dem der Arbeitnehmer gewöhnlich seine Arbeit verrichtet. 

Das LAG habe revisionsrechtlich nicht zu beanstanden festgestellt, 

dass der gewöhnliche Arbeitsort des Klägers zuletzt in den Nieder-

landen gelegen habe. Der Kläger habe seit März 2020 durchgängig 

aus seinem Homeoffice in den Niederlanden gearbeitet; diese Tätig-

keit sei nicht mehr nur „vorübergehend” gewesen, da nach dem 

Ende der pandemiebedingten Beschränkungen weder eine Rückkehr 

an den Standort der Beklagten erfolgt sei noch eine Rückkehrinten-

tion bestanden habe. 
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Eine engere Verbindung zu Deutschland im Sinne von Art. 8 Abs. 4 

Rom I-VO habe das LAG ebenfalls rechtsfehlerfrei verneint. Nach 

niederländischem Recht seien die Kündigungen sowohl wegen des 

Verbots der Kündigung während Arbeitsunfähigkeit als auch man-

gels der erforderlichen behördlichen Zustimmung unwirksam. 

Praxishinweis 

Die in der Praxis weit verbreitete knappe Formulierung „Auf das Ar-

beitsverhältnis findet deutsches Recht Anwendung” genügt den Anforde-

rungen des BAG nicht mehr. Arbeitgeber sollten ihre Arbeitsverträge 

– jedenfalls bei Sachverhalten mit Auslandsbezug – dahingehend an-

passen, dass die Rechtswahlklausel einen Hinweis auf den Vorbehalt 

des Art. 8 Abs. 1 Satz 2 Rom I-VO enthält. 

Darüber hinaus verdeutlicht die Entscheidung, dass sich der ge-

wöhnliche Arbeitsort bei dauerhafter Homeoffice-Tätigkeit im Aus-

land dorthin verlagern kann – mit der Folge, dass das gesamte mate-

rielle Arbeitsrecht des ausländischen Staates zur Anwendung ge-

langt. Arbeitgeber, die grenzüberschreitendes Homeoffice gestatten, 

sollten durch klare vertragliche Regelungen (zeitliche Begrenzung, 

Vorgabe von Anwesenheitstagen) und ein regelmäßiges Monitoring 

der tatsächlichen Arbeitssituation sicherstellen, dass eine solche Ver-

lagerung nicht unbeabsichtigt eintritt. 
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